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§ 2
Anrechnung auf die Barleistung

(1) Als Entschädigung bereits gezahlte Teilbeträge 
werden auf die Barleistung gemäß § 5 Buchst, a vor­
stehender Verordnung angerechnet. Der über die Bar­
leistung hinausgehende Teil der bereits geleisteten Bar­
zahlungen wird auf den durch Eintragung eines Spar­
guthabens nach § 5 Buchst, b vorstehender Verordnung 
abzugeltenden Teil der Entschädigungsforderung ange­
rechnet.

(2) Bei der Berechnung der Zinsen nach § 4 vor­
stehender Verordnung dürfen die als Entschädigung 
bereits gezahlten Teilbeträge nur für den Zeitraum bis 
zu ihrer Auszahlung berücksichtigt werden.

§ 3
Liste der Entschädigungsberechtigten

(1) Nachdem dem Entschädigungsberechtigten ein 
Feststellungsbescheid durch die gemäß § 1 Abs. 7 zu­
ständige Abteilung des Kreises erteilt worden ist, ob­
liegt die weitere Durchführung des Verfahrens der 
Abteilung Finanzen des Kreises, der sämtliche Unter­
lagen zu übergeben sind.

(2) Der Rat des Bezirkes — Abteilung Finanzen — 
stellt auf Grund der gemäß § 1 Abs. 7 übersandten 
Durchschriften eine Liste der Entschädigungsberechtig­
ten unter Angabe von Namen und Anschriften zusam­
men. Diese Liste ist bei dem Rat des Bezirkes — Abtei­
lung Finanzen — zur Einsichtnahme durch die Gläu­
biger der in § 6 Abs. 2 vorstehender Verordnung ge­
nannten Forderungen drei Wochen lang auszulegen. Die 
Gläubiger können während dieser Zeit Auskünfte über 
die Listen auch schriftlich einholen. Der Beginn der 
Auslegung ist unter Hinweis auf die Verordnung im

, Zentralblatt der Deutschen Demokratischen Republik 
bekanntzumachen.

§ 4
Haushalts- und finanzplangebundene Gläubiger 

, des Entschädigungsberechtigten
Die Gläubiger der in § 6 Abs. 2 vorstehender Ver­

ordnung genannten Forderungen haben ihre Ansprüche 
gegen den Entschädigungsberechtigten innerhalb von 
vier Wochen nach Bekanntmachung der Auslegung der 
Liste bei dem für die Feststellung der Entschädigungs­
forderung zuständigen Rat des Kreises — Abteilung 
Finanzen — anzumelden.

§ 5
Einwendungen des Entschädigungsberechtigten 

gegen angemcldete Forderungen
(1) Der Rat des Kreises —Abteilung Finanzen — hat 

nach Ablauf der Anmeldefrist gemäß § 4 dem Ent­
schädigungsberechtigten ein Verzeichnis derjenigen in 
seinem Falle angemeldeten Forderungen zuzustellen, 
die in der nach § 1 Abs. 6 durch den Entschädigungs­
berechtigten abzugebenden Erklärung fehlen oder in 
abweichender Höhe angegeben worden sind.

(2) Der Entschädigungsberechtigte kann innerhalb von 
zwei Wochen nach Zustellung des Verzeichnisses gegen 
solche Forderungen, die für den Fall des Rechtsstreites 
der Zuständigkeit der ordentlichen Gerichte unterliegen, 
beim Rat des Kreises — Abteilung Finanzen — Ein­
wendungen schriftlich erheben. Auf das Recht, Ein­
wendungen zu erheben, ist der Entschädigungsberech­
tigte unter Angabe der Frist bei der Zustellung des 
Verzeichnisses besonders hinzuweisen.

(3) Die Gläubiger, gegen deren Forderungen Ein­
wendungen erhoben worden sind, sind durch die Abtei­
lung Finanzen unverzüglich unter besonderem Hinweis 
auf § 6 Abs. 5 entsprechend zu benachrichtigen.

§ 6
Behandlung der gemeldeten Forderungen

(1) Die nach § 4 angemeldeten oder durch Erklärung 
des Entschädigungsberechtigten ermittelten Forderun­
gen (§ 1 Abs. 6) werden durch den Rat des Kreises — 
Abteilung Finanzen — gegen die Entschädigungsforde­
rung aufgerechnet. Die Gläubiger der Forderungen, mit 
denen aufgerechnet worden ist, sind entsprechend zu 
unterrichten. Mit Forderungen, gegen die Einwendun­
gen erhoben worden sind, wird nicht aufgerechnet, es 
sei denn, daß nachträglich ein Nachweis gemäß Abs. 4 
erbracht wird.

(2) Hat der Entschädigungsberechtigte nach § 5 Abs. 2 
Einwendungen erhoben, so ist der auf die bestrittene 
Forderung entfallende Teil der Entschädigungsforderung 
durch die Abteilung Finanzen einzubehalten, solange 
nicht feststeht, ob der strittige Betrag dem Gläubiger 
gemäß § 4 oder dem Entschädigungsberechtigten gut­
zubringen ist. Die Befriedigung des Entschädigungs­
berechtigten erfährt hierdurch im übrigen keinen Auf­
schub.

(3) Weist der Entschädigungsberechtigte der Abtei­
lung Finanzen nach, daß die bestrittene Forderung 
nicht besteht, so ist der bisher strittige Betrag dem für 
den Entschädigungsberechtigten nach § 5 Buchst, b vor­
stehender Verordnung eingetragenen Sparguthaben zu­
zuschreiben. Wurde der bisher strittige Betrag vom 
Baranteil einbehalten, so ist er dem Entschädigungs­
berechtigten nach § 5 Buchst, a vorstehender Verordnung 
zu überweisen.

(4) Weist der Gläubiger der bestrittenen Forderung 
der Abteilung Finanzen nach, daß die Forderung zu 
Recht besteht, so ist der bisher bestrittene Betrag dem 
Gläubiger zur weiteren Verwendung nach Abs. 6 gut­
zubringen.

(5) Wird ein Nachweis nach Absätzen 3 oder 4, der 
auf Verlangen der Abteilung Finanzen durch Vorlage 
einer gerichtlichen Entscheidung zu führen ist, inner­
halb von sechs Monaten nach erfolgter Benachrichti­
gung gemäß § 5 Abs. 3 nicht erbracht, so verbleibt der 
strittige Betrag dem Staatshaushalt. Die Frist von sechs 
Monaten kann auf Antrag durch die Abteilung Finanzen 
verlängert werden.

(6) Die weitere Behandlung der Gläubiger im Hin­
blick auf ihre Forderungen, mit denen aufgerechnet 
worden ist, wird im Verwaltungswege geregelt.

§ 7 
Rangfolge

Reicht die Entschädigungsforderung nicht aus, um 
a l l e  nach § 4 angemeldeten Forderungen zu erfüllen, 
so sind diese in der Reihenfolge zu berücksichtigen, wie 
sie im § 6 Abs. 2 vorstehender Verordnung aufgeführt 
worden sind.

§ 8
Haftung der Entschädigungsforderung für Rechte Dritter

(1) Im Falle der Hinterlegung nach § 8 vorstehender 
Verordnung sind diejenigen Personen, zu deren Gun­
sten ein Barbetrag oder Sparkassenbuch hinterlegt 
worden ist, vom Rat des Kreises — Abteilung Finanzen 
— entsprechend zu unterrichten. Dabei ist darauf hin­
zuweisen, daß auch die auf das Sparguthaben fällig 
werdenden Zinsen laufend hinterlegt werden.

(2) Der Rat des Kreises — Abteilung Finanzen — hat 
die Sparkasse zur Hinterlegung des Sparbuches zu ver­
anlassen. Die Sparkasse ist in Fällen der Hinterlegung 
verpflichtet, die auf das Sparbuch fällig werdenden Zin­
sen ebenfalls in der angegebenen Weise beim Staat­
lichen Notariat zu hinterlegen.


